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50 Jahre  Kon rad-Adenauer-Stiftung 

»»Wegweiser und Kompass" 
Jj'e Vorsitzende der CDU 
^utschlands, Angela Mer- 
e|.  hat  die   Konrad-Ade- 

Jjauer-Stiftung   und   ihren 
eitrag zur Entwicklung und 
erteidigung der Demokra- 

'e 'n der Bundesrepublik 
eutschland gewürdigt. 

ßei einem  Festakt zum 
°~jährigen   Bestehen   der 
tlftung  sagte  Merkel  vor 

rund 3.000 Gästen im frühe- 

ren Plenarsaal des Deut- 
schen Bundestages in Bonn, 
die Konrad-Adenauer-Stif- 
tung werde gebraucht als 
Wegweiser und Kompass 
auch für Entscheidungen der 
Partei. Sie sei unersetzlicher 
Ratgeber und Impulsgeber 
der CDU bei wichtigen Zu- 
kunftsaufgaben. 

Dazu gehörten Antwor- 
tenauf Fragen, was das     • 

Wolfgang Schäuble: 

Die Macht des Glaubens 
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Landesparteitag der 

Sächsischen Union: 

Bekenntnis 

zum Patriotismus 
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Der Festakt der Konrad-Adenauer-Stiftung im ehemaligen Plenarsaal des Deutschen 

Bundestages in Bonn. 

• christliche Menschenbild 
für die Demokratie bedeute 

und wie sich die soziale 
Marktwirtschaft in Zeiten 
der Globalisierung behaup- 
ten könne. „Wir brauchen 
diejenigen, die über den Tag 
hinaus denken und immer 
neue Anregungen geben", 

sagte Merkel. Gleichzeitig 
betonte sie aber auch die 
Unabhängigkeit von Stif- 
tung und Partei, die „nie- 
mals enger als nah" sei. 

Mit Blick auf die Bil- 
dungsarbeit der Konrad- 
Adenauer-Stiftung sagte die 

CDU-Vorsitzende: „Demo- 
kratiewird nichteinfach ver- 

erbt, sondern muss in jeder 

Generation neu erarbeite* 

werden." Demokratie sei an' 

strengend - aber es gebe 

keine bessere und freiheit'1' 
chere Staatsform. Merke 
wünschte sich eine „aktive 

Bürgergesellschaft, die ^ 
freiwilligem Engagement 

ermutige. 

Beitrag für Freiheit 

und Gerechtigkeit 

Auch Bundespräsident 

Horst Köhler dankte in sei- 

ner Festrede der Stiftung fl* 
ihren „unverzichtbaren Bei' 
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tragfür Freiheit und Gerech- 
t'gkeit". Neben der Förde- 
rung der internationalen Zu- 
Sammenarbeit sei heute be- 
nders auch die des akade- 
^lschen Nachwuchses aktu- 
jjller denn je. Gerade in der 
^Idung liege die Zukunft 
DeLJtschlands und damit 
auch die der Stiftung. Die 

''tung spiele eine wichtige 
0||e für die internationale 
erständigung und Partner- 

Schaft, sagte Köhler. Erwün- 
sche der Stiftung dafür „wei- 
thin viel Erfolg". 

"Neue Dimensionen" 
der Bildungsarbeit 

Die heutigen Aufgaben- 
elder   der   Adenauer-Stif- 

tUng hätten sich innerhalb 
er vergangenen  50 Jahre 

Schrittweise      entwickelt" 
^nd »sich den erheblichen 

eränderungen in Deutsch- 
and, Europa und der Welt 

angepasst", sagte der Vorsit- 
^ndederStiftung, Bernhard 

°§el, bei derjubiläumsver- 
nstaltung.  Er wies darauf 
ln- dass die politische Bil- 

ngsarbeit heute eine neue 
'Pension gewonnen habe. 
re Inhalte müssten neu be- 

*lm,Tlt werden,  so Vogel. 

^Politische Bildung müsse 
ükunftswissen   vermitteln 

a Orientierung geben. Sie 

t^
Usse sich dabei dem Ver- 

rauensverlust der Bürger in 

Plakat zur Deutschen Einheit vor dem Neubau des Büroge- 
bäudes der Konrad-Adenauer-Stiftung in Berlin, schräg ge- 
genüber der CDU-Bundesgeschäftsstelle. Anfang 2006 wer- 
den dort die Hauptabteilungen Politik und Beratung, Interna- 
tionale Zusammenarbeit sowie der Vorstand und die Presse- 
stelle einziehen. 

die Gestaltungsfähigkeit der 

Politik stellen, aber auch der 
Verunsicherung der Men- 

schen in einer sich schnell 
wandelnden Welt. 

Nach den Worten Vo- 
gels, der der Stiftung von 
1989 bis 1995 vorstand und 
2001 erneut den Vorsitz 

übernahm, verfügt die Ade- 
nauer-Stiftung in diesem 
Jahrnurnoch überzwei Drit- 

tel des Etats von 1992. Um 
den Kernbereich der eige- 
nen Arbeit sicherzustellen, 
sei es langfristig notwendig, 
diesen Finanzbedarf aus ei- 
genen  Mitteln zu decken. 

Vogel rief in sei- 
ner Rede dazu 
auf, das Ju- 
biläum zu nut- 
zen, um „Im- 
pulse zu geben 
für die künftige 
Entwicklung 
der Stiftung". 

Die   Konrad- 
Adenauer-Stif- 
tung   ging   aus 
der       „Gesell- 
schaft fürChrist- 
lich-Demokrati- 

sche Bildungsar- 
beit e.V." hervor, 
die Ende 1955 in 
Bonn gegründet 
wurde. Seit 1964 

trägt sie den Na- 
men  des  ersten 
deutschen   Bun- 
deskanzlers.   Sie 
hat rund 550 Mit- 

arbeiter und ist in 100 Län- 
dern mit etwa 200 Projekten 
vertreten. 
Die Stiftung engagiert sich in 

der politischen Bildung, in der 
Nachwuchsförderung mit 
der Vergabe von Stipendien, 
mit Projekten im Ausland und 
in der Politikberatung. 

Weitere Informationen 
zu der Festveranstal- 
tung finden Sie unter 
www.journalisten- 
akademie.com/50jahre 
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Religion und Politik 

Wolfga ng Schäuble 

Die Macht des Glaubens 
Religion ist eine wichtige 
Ressource, aus der in unse- 
rer Gesellschaftfundamen- 
tale Wertorientierungen 
entspringen. Eine Zeit lang 
schien es freilich so man- 
chem, als habe die Religion 
jedenfalls für uns aufge- 

hört, eine Herausforderung 
für die Politik zu sein. 

Auch die große Mehrheit 
derjenigen, die noch einer 
Kirche angehörten, war an- 
scheinend der Ansicht, Reli- 
gion sei vor allem eine Sache 
des persönlichen Glaubens, 
den man aus der politischen 
Auseinandersetzung weitge- 
hend heraushalten sollte. Das 
große Zauberwort war Säku- 
larisierung. Es galt als mehr 
oder weniger ausgemacht, 
dass sich der Entwicklungs- 
stand einer Gesellschaft 
nicht zuletzt daran zeigen 
sollte, wie säkular sie war. 

Die große Ausnahme, die 
in dieses Weltbild nie passte, 
waren die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika. Dortspielte 
die Religion in der Öffent- 

lichkeit eine fundamentale 
Rolle. Sicherlich in einem 
ganz besonderen Sinn - im- 
merhin existiert auf der ver- 
fassungsrechtlichen Ebene 
in den USA eine der streng- 
sten Trennungen von Kirche 
und Staat. Dennoch scheint 

Wolfgang Schäuble 

immer noch zu gelten, was 
Alexis de Tocqueville vor 
über 150 Jahren beobachte- 
te: dass Religion die erste der 
republikanischen Institutio- 
nen in den USA darstellt. 

Inzwischen gilt es als an- 
erkannt, dass die Annahme, 
dass Religion im Wesentli- 
chen ihren herausfordern- 
den Charakter für die Politik 
verloren hat, schlicht gesagt 
falsch war. Angesichts der 

großen Aufgaben, vor denen 
unsere Gesellschaft zweifel- 
los steht, ist vielen Men- 

schen die Bedeutung von das 
Leben orientierenden Wer- 
ten wieder stärker bewusst 
geworden. Gibt es eine 
letzte Instanz, vor der indivi- 
duelle Entscheidungen ver- 
antwortet werden müssen? 
Wie setzen wir uns Grenzen, 
angesichts der Bedrohung, 
die unserer Welt  und  uns 

selbst von den anscheinend 
„unbegrenzten" Möglichke' 
ten drohen? Die Diskussion 

über den Gottesbezug in de 
EU-Verfassung, über Stamm* 

Zeilenforschung am Begin" 
und über Sterbehilfe a"1 

Ende menschlichen Lebens, 
aber auch - in ganz andere 
Weise - die öffentliche An- 
teilnahme an der Person des 
letzten Papstes während sei' 

ner letzten Tage deuten da'' 
auf hin, dass eine neue Sens'' 

bilisierung einsetzt. 

Religion bedeutet in 
Deutschland tatsäch- 

lich Religionen 

Dennoch wäre es falsch, 
hier eine Art Rückkehr zu e'' 
nem Status quo ante zu se- 
hen. Denn wie auch imme' 
man die künftige Rolle von 
Religion in Deutschland ein- 

schätzt, sie ist jetzt und in 

Zukunft auf jeden Fall vie' 
pluraler verfasst als jemals 
zuvor. Religion bedeutet 'n 

Deutschland tatsächlich Re- 
ligionen, wobei dem Islam 
eine herausgehobene Be' 
deutung zukommt. Das zeig1 

sogleich ein weiteres Pr°' 
blem. Die Wahrnehmung 
großer Teile der Öffentlich- 
keit ist für verschiedene Re'1' 
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S'°nen sehr unterschiedlich: 
ln welcher Weise stellen ls- 
'a,Ti. Christentum und Bud- 
dhismus eine Herausforde- 
run§ für die Politik dar? Wir 
Müssen die Frage nur stellen, 
UrT1 zu sehen, dass sie intuitiv 
v°n den meisten für jede die- 
er Religionen verschieden 
antwortet wird. Gleichzei- 
'§ verpflichtet uns unsere 

grundgesetzliche   Ordnung 
u Recht zu einer prinzi- 

piel|en Gleichbehandlung 

aer verschiedenen   Religio- 
en- Auch das ist gewisser- 

maßen eine „Herausforde- 
run8" für die Politik und für 
den konkreten Politiker. 

Religion gehört zu den 
wichtigsten Kräften, die 
Menschen verbinden, und 
auch das ist etwas, was wir 
gerade heute, in unserer im- 
mer individualistischer wer- 
denden Gesellschaft brau- 
chen. Politische Institutio- 
nen, so wichtig sie sind, rei- 
chen dafür nicht aus, sie be- 
dürfen selbst anderer Funda- 
mente, damit sie von den 
Bürgern mit Leben erfüllt 
werden. Das ist auch die 
Grenze des Konzepts vom 
„Verfassungspatriotismus". 
Es ist kein Zufall, dass selbst 
ein so eifriger Verfechter 
dieses Konzepts wie Jürgen 

Habermas in seinem 2003 
gemeinsam mitjacques Der- 
rida verfassten Aufruf über 
die „Wiedergeburt Europas" 
davon spricht, es sei die 
„Macht der Gefühle", die Eu- 
ropas Bürger miteinander 
verbinde und ihnen eine ge- 
meinsame Identität geben 

könne. Verfassungspatrio- 
tismus als eine Sache der 
Vernunft reicht eben nicht, 
es braucht ebenso die 
„Macht der Gefühle". 

Anders als Habermas hat 
Karl Otto Hondrich Iden- 
titätswerte seit langem mit 
Bezug auf Gefühle definiert. 
Auf die Frage, was eine Ge- 

BUCHTIPP: RELIGION UND POLITIK 

^'e steht es um das Ver- 
hältnis von Religion und 
p°l«tik in Deutschland? 
Dieser Frage ging die Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung 
nach und beauftragte das 

•nstitutdimap, eine reprä- 
sentative Umfrage durch- 
führen. 

Ende 2002 wurden 2000 
Bundesbürgerinnen und 
"bürgernachGlaubeundRe- 
''g'ösität, nach Rolle und 
Bedeutung der Kirchen, 
nach der Stellung christli- 

cher Werte in der Politik und 
nach der Haltung der Be- 
vö,kerung zum Islam und zu 
Muslimen gefragt. 

'n dem Buch „Religion 
Und   Politik"   unterziehen 

die Autoren - 
Kirchenvertre- 
ter, Politiker und 
Wissenschaftler 

- die Ergebnisse 
einer genauen 

Analyse und zei- 
gen auf, wie es 
um das Verhält- 
nis von Religion 
und Politik in 
Deutschland be- 
stellt ist. Schlagworte wie 
Wertewandel, Glaubens- 
verlust und Säkularisierung 
werden kritisch beleuchtet. 
Zu den Autoren zählen u.a. 
Christoph Bohr, Vorsitzen- 
der der CDU-Wertekom- 
mission („Der politische 
Anspruch des christlichen 

Menschenbil- 
des in der säku- 
larisierten Ge- 
sellschaft"), und 
Hermann Kues, 
kirchenpoliti- 
scher Sprecher 
der CDU/CSU- 

Bundestags- 
fraktion 
(„Werte in der 
Politik"). Im An- 

hang des Buches sind zu- 
dem die Umfrageergeb- 
nisse in tabellarischer Form 
abgedruckt. 

Bernhard Vogel (Hrsg.), 
Religion und Politik. Ergeb- 
nisse und Analysen einer 
Umfrage, Verlag Herder, 
Freiburg im Breisgau 2003. 
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Seilschaft zusammenhält, 
antwortet Hondrich: „ge- 
teilte Gefühle". In einem im 
April in der „FAZ" veröffent- 
lichten Artikel, „Die Divisio- 
nen des Papstes", geht er - 
im Zusammenhang mit dem 
Tod des Papstes - ausdrück- 
lich auf diesen Punkt ein und 
formuliert treffend: „Vom 
Einklang der Gefühle geht 
ein eigener Zauber aus: der 
Zauber der Einheit." Und 
tatsächlich - wenn wir uns 
einem Gemeinwesen zuge- 
hörig fühlen wollen, dann 
muss es etwas geben, was 
uns auf einer tieferen 
menschlichen Ebenemitein- 
ander verbindet. Auf genau 
der Ebene, auf derauch Reli- 
gion und Glaube angesie- 
delt sind. In diesem Sinn 
können wir auch in einem 
modernen, pluralen und sä- 
kularen Gemeinwesen nicht 
auf den Beitrag der Religion 
verzichten. 

Wir müssen wieder 
lernen, uns mehr 
selbst zuzutrauen 

Wir haben lange, zu lange, 
vom Staat die Lösungskom- 
petenz fürfast alle Probleme 
erwartet, die es in unserer 
Gesellschaft gibt. Wir kön- 
nen - und müssen - heute 
einsehen, dass wir eine Kurs- 
korrektur brauchen. Wir 
müssen wieder lernen, uns 

mehr selbst zuzutrauen. 
Nicht alles kann vom Staat 
übernommen werden, son- 
dern nur das soll von ihm 
übernommen werden, was 
er mit seinen Möglichkeiten 
besser machen kann. Wenn 
wir heute bei uns die Rolle 
von bürgerschaftlichem En- 
gagement stärken wollen, 
dann ergibt sich schon dar- 
aus, dass die politische Rele- 

vanz von Religion, gerade 
auch in ihrer Fähigkeit zur 
Gemeinschaftsbildung, von 
bleibender, eher steigender 
Bedeutung in unserer Ge- 
sellschaftist. 

Aber - das ist an dieser 
Stelle ein nahe liegender Ein- 

wand-übersieht eine solche 
Argumentation nicht, dass 
dieseeinigendeRollederRe- 
ligion ein Ding der Vergan- 
genheit war, dass sie in einer 
Zeitzunehmend pluraler Re- 
ligiosität zum Anachronis- 
mus geworden ist? Über- 
sieht sie nicht zudem, dass 
Religion - gerade in ihrer 
pluralen Realität - zumin- 
dest ebenso viel Trennendes 
wie Verbindendes enthält? 

Wie können wires erreichen, 
dasswirMenschendurch Re- 
ligion miteinander verbin- 
den? Und gleichzeitig ver- 
meiden, dass auf der Grund- 
lage unterschiedlicher reli- 
giöser Bekenntnisse neue 
Gräben aufgerissen werden? 

Dafür ist es notwendig, 
dass wir auf das sehen, was 

uns in unserer religiösen und 
konfessionellen Verschie- 
denheit miteinander verbin- 

det, nicht auf das, was uns 
trennt. Nehmen wir den zu- 

mindest fürdie monotheisti- 
schen Religionen zentralen 
Bezug auf Gott. Bei allen im 

Einzelnen großen Unter- 

schieden kommt es irn 

Grundsatz darauf an, dass 

Menschen wissen, dass sie 
mit ihrem eigenen Leben 
und Tun in der Verantwor- 

tung vor einer Autorität ste- 
hen, die sie nicht selbst ein- 

gesetzt haben. 

Für einen Gottes- 
bezug in der Europa'" 

sehen Verfassung 

Genau darum geht es if 
der Präambel des deutsche" 

Grundgesetzes. Bevor di 
eigentliche Verfassung be- 
ginnt, wird dort gesagt, dass 
das deutsche Volk sich die- 
ses Grundgesetz im Bewusst- 

sein seiner Verantwortung 

vor Gott gegeben hat. In die- 
sem Sinn wünschte ich mi 
auch einen Gottesbezug in 

der Europäischen Verfas- 
sung. Ich kann nicht einse- 
hen, warum ein solche 

Gottesbezug sich gegen die 
schon heute in der EU leben- 

den Muslime richten sollte- 
Der Bezug auf Gott er* 

weist seine Bedeutung n* 
das   Zusammenleben   d 
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ansehen nicht zuletzt da- 
durch, dass er unmittelbare 
Und direkte Folgen für das 
Menschenbild hat. Die Ver- 
antwortung der Menschen 
Vor Gott ist nie losgelöst von 
der Verantwortung für den 
Mitmenschen.    In    unsere 

er"fassungswirklichkeit hat 
leser Gedanke Eingang ge- 

Unden in der Formulierung 
des Artikels 1 Grundgesetz, 
dass die Würde des Men- 

gen unantastbar ist. Die- 
*r Grundsatz  gilt  unum- 

°ßlich; auch keine verfas- 

*Ungsändernde     Mehrheit 
könnte ihn ändern. Und das 
*u Recht. 

Die Menschwürde, die 
ern Glauben entspricht, 
ass der Mensch nach dem 

. benbild Gottes geschaffen 
st> bedeutet, dass jeder 

er>sch seineeigene, unver- 
u'serliche und unverwech- 

selbare Würde hat. Das be- 
deutet notwendig auch den 
Respekt vor der Verschie- 
denheit und damit Toleranz. 
Deshalb ist zwischen geistli- 
chem und weltlichem Regi- 
ment zu trennen. Wenn 
Glaubensgewissheit in irdi- 
sche Ordnung übersetzt 
wird, ist für Toleranz wenig 
Platz. Deshalb entspricht die 
Absage an jeden Fundamen- 

talismus in der politischen 
Ordnung unserer christli- 
chen Überlieferung. 

Der Bezug auf Gott führt 
jedoch nicht nur zum Ge- 
danken der Menschen- 
würde und dem Toleranz- 
prinzip. Er kann den Men- 
schen auch davor bewah- 
ren, sich selbst zum Maß al- 
ler Dinge zu machen. Der 
Mensch braucht Grenzen. 
Diese Einsicht ist für unsere 
heutige   Welt   überlebens- 

wichtig. Die Menschen ler- 
nen in ungeheurer Ge- 
schwindigkeit hinzu. Wis- 
senschaft und Technik er- 
möglichen ihnen Dinge, von 
denen noch vor wenigen 
Jahrzehnten kaum zu träu- 
men war: Biotechnologie, 
Nanotechnik und Astrophy- 
sik. Die globalisierte Wirt- 
schaft produziert eine sich 

permanent wandelnde Welt 
und gibt dem Menschen er- 
staunliche Instrumente an 
die Hand, um sein eigenes 
Geschick und das der Erde in 
die Hand zu nehmen. 

Religion als 
Herausforderung für 
politisches Handeln 

Bei all dem bleibt der 
Mensch jedoch ambivalent. 
Seine Größe ist gleichzeitig 

BUNDESTAG: DATENHANDBUCH JETZT AUCH ONLINE 

Das »Datenhandbuch zur 
^schichte des Deutschen 

Sundestages" ist ein Klas- 
sier unter den zahlrei- 
c"en Publikationen des 

Putschen Bundestages. 
Seit 1984 ist das Daten- 

har>dbuch in seinen ver- 
miedenen Ausgaben und 
Auflagen ein gefragtes Me- 
dlLJm,das Auskunft überna- 
^ezu das gesamte Gesche- 
her> im Deutschen Bundes- 
ta§ gibt. Wahlergebnisse, 

Berufsstruktur der Abge- 
ordneten, Verzeichnisse 
und Statistiken zu Anfra- 
gen, Aktuellen Stunden, 
Aufhebung der Immunität 
und zur Gesetzgebung, 
Überblicke  über die  Ent- 

wicklung der Bundestags- 
verwaltung, Bibliographie, 
Chroniken u.v.a.m. werden 
im Datenhandbuch über- 
sichtlich präsentiert. 

Erstmals nun erscheint 
das Datenhandbuch, das es 
bisherals Print-Version gab, 
auch im Internet. Das Da- 
tenhandbuch kann als PDF 
unter www.bundestag.de, 

Navigationspunkt „Infor- 
mations-Center", herunter- 
geladen werden. 
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sein Verhängnis. Sein Stre- 
ben führt ihn zu neuen und 
höheren Einsichten, aber 
auch zu Neid, Habgier und 
Streit. Im Krieg sehen wir 
diese „Wolfsnatur" des Men- 
schen in ihrer zerstöreri- 
schen Wirklichkeit. Wir hat- 
ten in den letzten Jahren 
mehr als genug Gelegenheit, 
Zeugen davon zu werden. 

Dabei ist die militärische 
Auseinandersetzung nicht 
die einzige Gelegenheit, bei 
der sich das Fragwürdige, ja 
Gefährliche am Menschen 
ohne Maß zeigt. Für uns ist 
mindestens genau so wich- 
tig die Bedrohung, die für 
Mensch und Welt von einer 

ungezügelten   Erwerbswirt- 

schaft ausgeht. Auch da 
zeigt sich der Mensch als 
Wolf. Es kommt für unsere 
Zukunft darauf an, dass wir 
uns selbst hier Zügel anle- 
gen. Marktwirtschaft ist un- 
verzichtbar, ein ungezügel- 
ter Markt jedoch ist un- 
menschlich. 

So ist Religion tatsächlich 
eine zentrale Herausforde- 
rungfür heutiges politisches 
Handeln. Wir finden uns mit 
großen Aufgaben konfron- 
tiert, auf nationaler wie glo- 
baler Ebene - zwischen bei- 
den lässt sich oft gar nicht 
mehr richtig unterscheiden. 
Es muss uns gelingen, die 
motivierenden und persön- 

lichkeits-    sowie    gemein- 

schaftsbildenden Kräfte der 
Religion für die Lösung die- 
ser Aufgaben zu mobilisie' 
ren. Dies wird eine entschei- 
dende Bedingung für unse- 
ren Erfolg im Bereich der Po- 

litik sein. 
Wolfgang Schäuble ist 

stellv. Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion und designierter Bun- 
desinnenminister. Der Ar- 
tikel basiert auf der ers- 
ten Berliner religionspoliti' 

schen Rede, die Wolfgang 
Schäuble am 25.10.2005 an 

der   Humboldt-Universität 

zu Berlin gehalten hat. Der 
Text ist erstmals erschienen 

im Rheinischen Merkurvom 

27.10.2005. 

EU-GIPFEL IN HAMPTON COURT 

Als Zwischenbilanz der bri- 
tischen EU-Ratspräsident- 
schaft hat der Vorsitzende 

der EVP-ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament, 
Hans-Gert Pöttering, den 
Ausgang des informellen 
Gipfeltreffens in Hampton 
Court bezeichnet. 

Ob es gelungen ist, Einig- 
keit und Vertrauen zwischen 
den Staats- und Regierungs- 
chefs wiederherzustellen, 
werde sich allerdings erst 
beim Dezember-Gipfeltref- 
fen zeigen, wenn über den 
EU-Haushalt für 2007 bis 
2013 beschlossen werden 
soll. Er hoffe, so Pöttering, 

dass es der briti- 
schen Präsident- 
schaft gelingen 
werde, die wich- 
tige Entschei- 
dung überdie Fi- 
nanzielle Vor- 
ausschau im De- 
zember zum Ab- HansGertPötterins 

Schluss zu bringen. 
Pöttering sprach sich da- 

für aus, dass der vorgeschla- 

gene Globalisierungsfonds 
dannüberdieim Rahmender 
Finanziellen Vorausschau im 
Bereich Regionalpolitik ver- 
fügbaren Mittel finanziert 
und kein eigener Fonds 
außerhalb der Finanziellen 

Vorausschau ein- 
gerichtet      wird. 
Dieses Modell sei 
im Stahlsektor be- 
reitserfolgreich in 
Europa praktiziert 

worden.  Wie  im 
Stahlsektor  gehe 
es   darum,   Um- 

strukturierungsmaßnah- 

men, z.B. Bildungsmaßnah- 
men zu unterstützen, nicht 
aber Erhaltungssubventio- 

nen zu leisten. Für solche 
Maßnahmen  seien  bereits 
Mittel im Regionalfondsvor- 

handen, so dass die Einset- 
zung   eines   zusätzlichen 

Fonds nicht notwendig sei. 
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Ausden Ländern 

Landesparteitag der Sächsischen  Union 

Bekenntnis zum Patriotismus 
uf dem Landesparteitag 
er Sächsischen Union in 
chWarzenberg  (Erzgebir- 

8e) 'st der  Landesvorsit- 
*ende, Georg Milbradt, in 
seinem Amt bestätigt wor- 
den. 

'n seiner Rede vor den 
20 Delegierten sagte Milb- 
adt: „Die Sächsische Union 

*ärnpft für absolute Mehr- 

,eiten> im Landtag und in 
en     Kommunalparlamen- 
en-DasistunserZiel."Sach- 
ens Erfolge, so der Landes- 

orsitzende und sächsische 
^ln'sterpräsident,    „spre- 
ctlen die klare Sprache ver- 

antwortungsvoller  Politik". 
Ie Entwicklung des Frei- 
stes in den vergangenen 
Jahren trage die eindeu- 

'§e Handschrift der CDU. 
chsen habe gerade zum 

leiten Mal den Titel „dy- 
^ischstes      Bundesland 

eiJtschlands"   gewonnen. 
Ies sei eine Auszeichnung 
r die gesamte Sächsische 

^ni°n und ihre Arbeit für 
en   Freistaat.   Dieser   Er- 
°'§skurs     müsse     konse- 

^uent  weiterverfolgt  wer- 
en: „Wer dieses Land liebt, 
er muss es stetig verän- 
ern. Dazu gibt es keine Al- 
ernative", so der sächsische 

Min'sterpräsident. 

/ 

Georg Milbradt 

Mit großer Mehrheit 
verabschiedete der Partei- 
tag den Antrag „Deutscher 
Patriotismus im vereinig- 
ten Europa". Mit diesem Pa- 
pier will die Sächsische 
Union eine bundesweite 
Diskussion über Patriotis- 
mus anstoßen. 

„Wir müssen wissen, was 

unser Land zusammen hält 
und was ihm Kraft gibt. Das 
geht nicht ohne Vaterland 
und nicht ohne Liebe zur 
Heimat", sagte Milbradt. 
Er rief dazu auf, das Thema 
Patriotismus nicht den 
Rechtsextremisten zu über- 
lassen. „Die NPD steht für 
ein anderes, für ein fins- 
teres Deutschland. Wir 
stehen für Freundschaft 
mit unseren europäischen 
Nachbarn, für ein Deutsch- 
land, das Schwächeren hilft 
und das Verantwortung für 
Frieden und Demokratie 
trägt." 

Auch CDU- 
Generalsekretär 
Volker Kauder 
lobte auf dem 
Parteitag den 
programmati- 
schen Vorstoß 
der Sächsischen 

Union. In einer 
Zeit, in der „an- 

geblich nur noch Geiz geil 
ist", sei es besonders wichtig 
darauf hinzuweisen, „dass 
wir alle Teil einer Schicksals- 

gemeinschaft sind", sagte 
Kauder. In Deutschland sei 
Schreckliches geschehen. 
Die Geschichte Deutsch- 
landsdürfeaber nicht nur auf 
einen Teil reduziert werden, 
betonte er mit Blick auf den 
Nationalsozialismus. „Wir 
dürfen auch darüber reden, 
was an Großartigem gelei- 

stet wurde." 
Auf dem Parteitagwurde 

auch der Generalsekretär 
der Sächsischen Union 
Michael Kretschmer im Amt 
bestätigt. Als stellvertre- 
tende Landesvorsitzende 
wählten die Delegierten die 
Leipziger Kreisvorsitzende 

Christine Clauß, Kultusmi- 
nister Steffen Flath und den 
Landrat des niederschlesi- 
schen Oberlausitzkreises 

Bernd Lange. 
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Aus den Ländern 

Parlamentsreform in Niedersachsen 
Effektivere, lebendigere 
und aktuellere Plenarsit- 
zungen, eine neue Debat- 
tenkultur im Landtag sowie 
eine Stärkung des Parla- 
ments- das sind die Ziele der 

fraktionsübergreifenden Ver- 
ständigung über eine Parla- 
mentsreform in Niedersach- 
sen, die der Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU- 
Landtagsfraktion Bernd Al- 

thusmann gemeinsam mit 
den Parlamentarischen Ge- 
schäftsführern der Landtags- 
fraktionen von SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen  in 

Hannover vorgestellt hat. 
Nachdem seit dem Regie- 

rungswechsel im März 2003 
unter Federführung der Ko- 
alitionsfraktionen von CDU 
und FDP bereits erhebliche 
Reformen im Landtag von 
Niedersachsen auf den Weg 
gebracht worden sind (u.a. 

Parlamentsverkleinerung, 
Verringerung der Fraktions- 
zuschüsse, Reduzierung der 
Ausschüsse, Verkleinerung 
desLandtagspräsidiums),soll 
nun die Tagesordnung von 

Land tags Plenarsitzungen 
noch aktueller werden. Darü- 

ber hinaus sollen die Redezei- 
ten flexibel auf besonders 

wichtige oder aktuelle The- 
men verteilt werden könne 

Auch das Verfahren bel 

mündlichen und dringlicnen 

Anfragen wird im Sinne eine 
Stärkung der Position der Ab- 

geordneten und des Parla 

ments verändert. 
Bernd Althusmann lobte 

die fraktionsübergreifende 

Verständigung auf einen ge 

meinsamen Antrag zur An 
derung der Geschäftsom' 
nungdes Niedersächsische 

Landtages: „Derart viele AH' 

MECKLENBURG-VORPOMMERN: NEUER FRAKTIONSVORSITZENDER 

Der Schweriner Landtags- 
abgeordnete und CDU-In- 
nenexperte, Armin Jäger, 
ist neuer Fraktionsvorsit- 
zender der CDU im Land- 
tag von Mecklenburg- 
Vorpommern. In gehei- 
mer Wahl erhielt Jäger 23 
Ja-Stimmen und eine 
Nein-Stimme von 24abge- 
gebenen Stimmen. 

Die Neuwahl war not- 

wendig geworden, weil der 
langjährige Fraktionsvor- 
sitzende Eckhardt Rehberg 
sein Amt nach der Wahl in 
den Deutschen Bundestag 
niedergelegt hatte. Eck- 
hardt Rehberg stand der 
CDU-Landtagsfraktion seit 

1990 vor. Er 
war damit der 
dienstälteste 
Fraktionsvor- 
sitzende in ei- 
nem Landtag. 
Im Rahmen ei- 
nes Empfanges 
anlässlich    des 
15-jährigen     Armin Jäger 

Bestehens   der 

CDU-Fraktion wurde Eck- 
hardt Rehberg im Schweri- 

ner Schloss aus seinem Amt 
verabschiedet. 

Armin Jäger, der 1941 in 
Berlin geborene neue Frak- 
tionsvorsitzende, war von 
1995 bis 1997 Staatssekre- 
tär im Ministerium für Bau, 

Landesent- 

wicklung und 
Umwelt sowie 
im Wirtschafts- 
ministerium 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

und vom *•*' 
Mai 1997 bis 3- 
November 

1998 Innenmi- 

nister des Landes Meck- 
lenburg-Vorpommern. Seit 

dem 26. Oktober 1998 ge- 
hört der Schweriner Rechts- 
anwalt und Vater von drei 

Kindern dem Landtag an. 'n 

seiner Heimatstadt ist er 
Präsident der Stadtvertre- 

tung. 
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Aus den Ländern 

er"dAlth 

erun-gen der Parlamentsar- 
eit hat es im Niedersächsi- 

*chen Landtag in so kurzer 
1 und in nur einer einzi- 

en Legislaturperiode noch 
n'cht gegeben." Der CDU- 

Politiker warnte vor einem 
„ständigen Wehklagen" über 
die vermeintliche Ohnmacht 
der Parlamente. Althusmann 

erinnerte daran, dass an die 
Stelle angeblich verloren ge- 
gangener Zuständigkeiten 
der Landesparlamente ein 
erheblicher innerstaatlicher 
Beteiligungsföderalismus 

getreten sei. Die Länder 
wirkten über den Bundesrat 
maßgeblich an der Gesetz- 
gebung des Bundes mit. 
Rund 60 Prozent der zustim- 
mungsbedürftigen Bundes- 
gesetze müssten eine Mehr- 
heitim Bundesrat finden. Al- 
thusmann bezeichnete es als 

„konsequent, dass sich die 
Enquete-Kommission .Parla- 
mentsreform' in der letzten 
Legislaturperiode schwer- 
punktmäßig auch mit der 
Frage des Bedeutungsverlu- 
stes des Niedersächsischen 
Landesparlamentsdurch Mi- 
nisterpräsidentenkonferen- 
zen, Fachministerkonferen- 
zen oder aber sonstige Gre- 
mien und Arbeitskreise be- 
schäftigt hat." Die Signale 
für einen Konvent der Land- 

tage und für eine Zurück- 
gewinnungvon Länderkom- 
petenzen seien im Übrigen 
von Niedersachsen ausge- 
gangen. 

*lnr-: der ARD-Vorsitzende Thomas Gruber. CSU-Generalsekretär Markus Söder. der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Me- 
. 'enPolitik und baden-württembergische Ministerpräsident Günther H. Oettinger und der Obmann der CDU/CSU-Bundestagsfrakti< 
lniAusschu huss Kultur und Medien Bernd Neumann 

^ Rande der Medientage 
Tuchen trafen sich die 
Medienpolitiker von CDU 

CSU zu einem Mei- 
nungsaustausch   über  ak- 
Ue||e Fragen der Medien- 

5°litik- Im Mittelpunkt des 
Treffens standen      die 

Schleichwerbungsfälle bei 
der ARD und die EU-Fern- 
sehrichtlinie. Ministerprä- 
sident Günther Oettinger 

nannte es zwingend not- 
wendig, dass Programm- 
verantwortliche keine Vor- 

teile   aus   Werbung   bzw. 

Produktbeistellungen zie- 
hen dürften. Man dürfe 
aber nicht übers Ziel hinaus 

schießen. Auch zukünftig 
müsse beispielsweise im 
Tatort die Lebenswirklich- 
keit dargestellt werden 

können. 
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Senioren Union 

Lebensarbeitszeit erhöhen - 
Altersdiskriminierung abbauen 

Die Senioren-Union der 
CDU Deutschlands hat sich 
grundsätzlich dafür ausge- 
sprochen, sich für eine Ver- 
längerung der Lebensar- 
beitszeit bis zum 67. Le- 
bensjahr entscheiden zu 
können, soweit die Berufs- 
ausübung körperlich zu- 
mutbar ist. 

„Angesichts der demogra- 
phischen Entwicklung und der 
Lage der sozialen Sicherungs- 
systeme ist eine solche Ent- 
scheidung in absehbarer Zeit 
unumgänglich.", sagte der 

BundesvorsitzendederSenio- 
ren-Union der CDU, Otto 
Wulff, in Berlin. „Eine solche 
Entscheidung ist jedoch nur 
sinnvoll, wenn die neue Bun- 
desregierung ihre wichtigste 
Aufgabe bewältigt, nämlich 
die Arbeitslosigkeit abzubau- 
en, damit genügend Arbeits- 
plätze auch für Ältere bereit- 
gestellt werden können." 

Wulff betonte weiter: „So- 
lange nur rund 40 Prozent der 
55- bis 64-Jährigen sozialver- 

sicherungspflichtig beschäf- 
tigt sind und in mehr als 50 
Prozent der deutschen Be- 
triebe überhaupt keine über 
50-Jährigen einer Arbeit 
nachgehen können, ist diese 
Diskussion allerdings rein 
theoretischer   Natur."   Eine 

Otto Wulff, Vorsitzender der Senioren 

Anhebung der Lebensar- 
beitszeit sei nur dann sinn- 
voll, wenn insbesondere im 

Bereich der Großindustrie die 
Beschäftigung älterer Men- 
schen signifikant steige. Der 
Vorsitzende der Senioren- 
Union erinnerte daran, dass 
diese Erhöhung der Lebens- 
arbeitszeit verbunden wer- 
den müsse mit einem Abbau 
der Altersdiskriminierung in 

vielen Bereichen des beruf1' 
chen und öffentlichen Le' 

bens. „Man kann zwar heute 
ohne Altersbegrenzung Bun 

deskanzleroder Ministersein, 

aber man darf mit 60 Jahren 

nicht einmal mehr für &s 

Amt eines hauptberuflich^ 

Bürgermeisters kandid'e' 

ren." Ähnliches gelte im ße' 
reich der medizinische 
Dienste, der öffentlichen 
Gutachtertätigkeit oderauch 

in ehrenamtlichen Schöffef1 

funktionen, so Wulff. „Wenn 
also Änderungen nötig un 
möglich sind, dann nicht nU 
im Sinne einer Zwangst1 

terbeschäftigung, sonder 
auch für die vielen älteren 
Menschen, denen heute 
selbstim Ehrenamt noch eine 

berufliche Entfaltung durch 
altersdiskriminierende V°r 

Schriften verwehrt wird." 

DEUTSCH-POLNISCHE VERSÖHNUNG 

Die Senioren-Union der CDU 
Deutschlands hat in einem 
Festakt im Französischen 
Dom in Berlin die Goldene 
Verdienstmedaille an Stanis- 
law Lagun und Urban Thelen 
verliehen. Der 86-jährige La- 
gun wurde augezeichnet, 
weil er sich nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs u. a. 

durch die Einrichtung eines 
deutschen Kulturhauses um 
die unter polnischer Ver- 
waltung zurückgebliebenen 

Deutschen kümmerte. ner 

90-jährige Thelen wurde für 
die Rettung der Reliquien des 
polnischen Nationalheiligen 
Adalbert vor dem Zugriff der 

Gestapo geehrt. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Michael  Fuchs 

Bürokratieabbau vorantreiben 

^Deutschland wieder fit 
*u machen, ist Bürokra- 
t'eabbe 
lieh 

>au eine der dring- 
cnsten   Aufgaben.   Denn 
ürokratieabbau  ist eine 
achstumsspritze,dieden 

taat keine „müde Mark" 
hostet. 

Die Union fordert für den 
"deinen mehr Freiheit und 
e "stverantwortung     und 

*'nen Staat, der nur dort tat- 
räftig zur Stelle ist, wo er 

^|rl<lich gebraucht wird. Die 
unftige    Bundesregierung 

Wl11 nun in den ersten 100Ta- 
§en mit einem Small-Busi- 
ness-Gesetz Mittelstand und 

'stenzgründer von beson- 
ers wachstumshemmender 
berregulierung befreien. 

So   werden   bestehende 
erbandsklagerechte      auf 
en Prüfstand gestellt, die 
chwellenwerte sollen ange- 
ben bzw. vereinfacht wer- 
en. und Teilzeitbeschäftigte 

Slnd gemäß ihrer Arbeitszeit 
Und Auszubildende sind gar 
n'cht bei den Schwellenwer- 
en zu  berücksichtigen.  Es 
lrd wieder  möglich   sein, 
nnellerGenehmigungsver- 

anrenzudurchlaufen,indem 
er|ehmigungsfiktionen     - 

^Ausnahme bei Großanla- 
n" und Erleichterungen im 

eWerbe-, Umwelt-und Bau- 

Michael Fuchs 

recht eingeführt werden. Die 
zwingende Bestellung von 
Betriebsbeauftragten sollen 
Unternehmen dadurch erfül- 
len können, dass sie nach- 
weislich selbst dafür sorgen, 
dass sie die spezifischen An- 
forderungen in ihrem Betrieb 
einhalten können. Weniger 
Statistiken, Abbau von Mehr- 

fachprüfungen in Betrieben, 
wie z.B. durch Berufsgenos- 
senschaften und Gewerbe- 

aufsichtsämter, sowie die 
Vereinfachung betriebsärzt- 
licher und sicherheitstechni- 
scher Betreuung von Klein- 
betrieben werden angegan- 

gen. 
Neben diesen Sofortmaß- 

nahmen wird es eine sys- 
tematische Durchforstung 
aller bestehenden Rechts- 
vorschriften sowie effektive 
Instrumente zur Verhinde- 

rung neuer Überregulierung 
geben. 

In Zukunft soll bei Erlass 
neuer Rechtsnormen ein Bü- 
rokratie-TÜV bei Unterneh- 
men und Bürgern entstehen- 
de Bürokratiekosten quanti- 
fizieren. Es werden verstärkt 
Anreizefür mehr Service-und 
Leistungsorientierung im öf- 
fentlichen Dienst gesetzt, in- 
dem das bestehende Beam- 
tenrecht fortentwickelt, ein 
Behördenwettbewerb „Inno- 
vative Verwaltung" einge- 
führt und ein Gesamtkonzept 
zum Verwaltungscontrolling 
erarbeitet wird. Bei zwingen- 
den Hand- und Spanndien- 
sten, die Unternehmen für 
die öffentliche Hand aus- 
führen, wird ein Kostener- 
stattungsprinzip eingeführt. 
In Zukunft werden verwal- 
tungsrechtliche Ermessens- 

bzw. Zweckmäßigkeitsent- 
scheidungen wieder mehrge- 

gen verwaltungsgerichtliche 
Eingriffe abgegrenzt. 

Warm einpacken und 
Bürokratie in Deutschland 
abbauen - dann wäre schon 
viel gewonnen. 

Michael Fuchs war in der 

letzten Legislaturperiode 
Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Bürokratieabbau der 
Unionsfraktion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ronald Pofalla Katherina Reiche 

Arbeitslosenzahlen 
sind Signal für 

Veränderungen 

Die neuen Arbeitsmarkt- 
zahlen sind ein klares Sig- 
nal, die notwendigen Ver- 
änderungen in Deutsch- 
land mit aller Kraft voran- 
zubringen. 

Wir müssen den dramati- 
schen Einbruch bei den sozi- 
alversichert Beschäftigten 
stoppen, um das Funda- 

ment unserer Gesellschaft 
zu bewahren. Nach wie vor 

herrscht in Deutschland 
die höchste Herbstarbeits- 
losigkeit seit fast 60 Jahren. 
Die Botschaft, die von den 
aktuellen Arbeitsmarktzah- 
len ausgeht, lautet daher: 

Unser Land braucht sub- 
stantielle Verbesserungen 
und einen klaren Kurs für 
mehr Beschäftigung. Das 
wird die Kernaufgabe der 
Großen Koalition unter 
Führung von Angela Merkel 
sein. 

Die Lage 
auf dem Ar- 
beitsmarkt 
zeigt.dasswir 
uns keinen 
Stillstand 
leisten kön- 
nen.DieMen- 
schen, die 

heute keine 
Arbeit haben, 
müssen mor- 

gen wieder eine echte 
Chance erhalten. Vorfahrt 
für Arbeit ist und bleibt da- 
her der wichtigste Leitfaden 
für die Union in den laufen- 
den Koalitionsverhandlun- 
gen. 

Ronald Pofalla ist stellv. 
Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Chancengerechtig- 
keit fördern 

Der PISA-Länderver- 
gleich hat zwei Botschaf- 
ten. Erstens: Das Leistungs- 
niveau der Schüler muss 
sich in vielen Bundeslän- 
dern verbessern. 

Innerhalb Deutschlands 

gibtes überalle Schulformen 
hinweg Abstände von zum 
Teil über einem Jahr zwi- 
schen den PISA-Siegern Bay- 
ern, Sachsen, Baden-Würt- 
temberg und Thüringen zu 
anderen Ländern, wie den 
Stadtstaaten und Nord- 
rhein-Westfalen.   Zweitens: 

Der enge Zusammenhang 

zwischen sozialer Herkunft 

und Bildungserfolg hat sich 
nur in den Ländern etwas ge 

lockert, die insgesamt auc 
gute PISA-Ergebnisse errei- 
chen. Entscheidend ist da- 

bei, wie viele junge Men 

sehen die Schule mit Kompe' 
tenzen und Kenntnissen ver 

lassen, die sie für den BerU 

und ein gelungenes person'1 

ches Leben brauchen. 
In Brandenburg können 

23 Prozent der 15-jährigen 

Schüler kaum lesen, in Meck- 

lenburg-Vorpommern und 

Nordrhein-Westfalen sind es 
25 Prozent und in Bremen 30 

Prozent. 
Das Rezept Einheitsschu- 

le ist gegen diesen Missstan 
wirkungslos. Wer Bildungs' 
gerechtigkeit herstellen wi'1- 

muss Risikogruppen beson 

ders fördern und von vor 
neherein klein halten. Hie1" 
bei gilt der Grundsatz Jß 

früher, desto effektiver". B'1' 
dungselemente gehören be- 
reits in den Kindergarten 
Kinder mit Sprachdefiziten 

müssen besondersgeförder 

werden. Bund und Länder 

müssen sich stärkerengag'e 

ren und frühe Förderung- 
insbesondere SprachscnU 

lung, vor der Schule garan 

tieren. 
Katherina Reiche ist bil- 

dungspolitische Sprecherif1 

der CDU/CSU-BundestagS- 

fraktion. 
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